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Bundesverwaltungsgericht entscheidet 
1:1-Vergütung der Einsatzzeiten bei G7-Gipfel 
und Bilderberg-Konferenz
Nun scheint die Rechtslage 
endgültig geklärt. Wie der 
Pressemitteilung Nr. 28/2021 
des Bundesverwaltungsgerich-
tes zu entnehmen ist, sind Ein-
satzzeiten von Kolleginnen und 
Kollegen 1:1 zu vergüten. Eine 
Rechtsauffassung, die die 
DPolG seit Jahren teilt.

Insgesamt haben acht Revisi-
onsverfahren von Kolleginnen 
und Kollegen zu dieser rechtli-
chen Klarstellung geführt, an 
denen auch die DPolG mit ih-
rem Rechtsschutz beteiligt 
war.

Das BVerwG stellt in der Pres-
seerklärung fest, dass Ruhezei-
ten nur dann als Ruhezeiten zu 
verstehen sind, wenn diese 
Zeiten dem (Selbst-)Bestim-
mungsrecht der Beamtinnen 

und Beamten unterliegen. 
Wird das Bestimmungsrecht 
der Beamtinnen und Beamten 
durch verschiedenste Vorga-
ben des Dienstherrn erheblich 
eingeschränkt, sind solche „Ru-
hezeiten“ als „Bereitschaftszei-
ten“ zu werten und 1:1 zu ver-
güten.

Dieses ist regelmäßig 
immer dann der Fall, 
wenn der Dienstherr 
das Bestimmungs-
recht, wo und wie die 
Beamtinnen und 
Beamten diese Zeit 
zu verbringen haben, 
durch verschiedene 
Vorgaben erheblich 
einschränkt. In der 
Pressemitteilung 
heißt es wörtlich:

„... Die Beamten 
mussten ihre persön-
liche Ausrüstung ein-
schließlich der Waf-
fen ständig bei sich 
führen, sie mussten 
jederzeit erreichbar 
sein und durften ihre 
Unterkunft allenfalls 
zu bestimmten An-
lässen und nur nach 
vorheriger Genehmi-
gung, nicht jedoch 
nach eigenem Belie-
ben verlassen. Diese 
Zeiten hatten daher 
das Gepräge eines 

Sichbereithaltens. Sie sind im 
Rahmen von § 88 Satz 2 BBG 
wie Volldienst im Umgang 1:1 
auszugleichen.“

Die DPolG Bundespolizeige-
werkschaft erwartet nunmehr 
eine zügige Umsetzung des Ur-

teils sowie eine unverzügliche 
Gutschrift der Mehrarbeit bei 
allen eingesetzten Kräften.

Link zum Urteil:

https://www.bverwg.de/
pm/2021/28�
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Impfen bei der Bundespolizei
Das Impfen innerhalb der Bun-
despolizei ist gut und zügig vo-
rangegangen. Mehr als 40 000 
Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter sind Ende Mai bereits 
erstgeimpft. Alle zur Verfü-
gung stehenden Impfstoffe 
wurden auch bei der Bundes-
polizei verimpft: die mRNA-
Impfstoffe von BioNTech/Pfi-
zer und Moderna sowie der 
Vektorimpfstoff AstraZeneca.

Zwischenzeitlich wurde die 
Impfung mit AstraZeneca 
zweimal auf Empfehlung der 
Ständigen Impfkommission 
(STIKO) ausgesetzt. Dies hatte 
auch enorme Auswirkungen 
auf den Impffortschritt bei der 
Bundespolizei, da hier große 
Mengen des Impfstoffes vor-
handen waren und sind. Zum 
Zeitpunkt des zweiten Stopps 
waren bereits mehr als 12 000 
Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter mit dem Vektorimpf-
stoff versorgt.

Nun ist die ausgesprochene 
Empfehlung der STIKO die, 

dass Personen unter 60 Jah-
ren, die bereits eine Impfung 
mit AstraZeneca erhalten ha-
ben, die Zweitimpfung mit ei-
nem mRNA-Impfstoff erhalten 
sollen. Die Bundespolizei setzt 
die Empfehlungen der STIKO 
um. Laut Empfehlung bleibt 
zudem auch die Zweitimpfung 
mit AstraZeneca nach ärztli-
cher Aufklärung und bei indi-
vidueller Risikoakzeptanz der 
zu impfenden Person möglich.

Dazu von der Bundespolizei 
folgende Information: „Bei der 
Impfung von Vektor- und 
mRNA-Impfstoffen gibt es in 
Bezug auf die Haftung KEINE 
Unterschiede. Eine Haftung 
wird bei der Impfung mit allen 
zugelassenen Impfstoffen ge-
gen COVID-19 übernommen. 
Das betrifft auch den Impf-
stoff von AstraZeneca im Rah-
men von Zweitimpfungen.“

Auch durch den Einsatz der 
DPolG Bundespolizeigewerk-
schaft konnte diese Aussage 
erreicht werden, nachdem der 

Bundesvorsitzende der DPolG 
Bundespolizeigewerkschaft, 
Heiko Teggatz, mit den Ver-
antwortlichen das Gespräch 
gesucht hat.

Die Bundesregierung hat die 
Problematik der Haftung 
ebenfalls erkannt und hat eine 
Gesetzesvorlage zur Klarstel-
lung auf den Weg gebracht.

„Aufgrund von im Zusammen-
hang mit Schutzimpfungen 
gegen das Coronavirus SARS-
CoV-2 aufgetretenen Gesund-
heitsschäden war bislang teil-
weise unklar, ob § 60 IfSG als 
gesetzliche Konkretisierung 
des allgemeinen Aufopfe-
rungsanspruchs auch bei ge-
sundheitlichen Schädigungen 
durch eine Schutzimpfung ge-
gen das Coronavirus SARS-
CoV-2 Anwendung findet. Es 
wird nun klargestellt, dass der 
Anspruch auf Versorgung bei 
Impfschäden auch bei gesund-
heitlichen Schädigungen 
durch Schutzimpfungen ge-
gen das Coronavirus SARS-

CoV-2 gilt“, so die Gesetzes-
vorlage.

Bei staatlich empfohlenen 
Impfungen wie der Corona-
Schutzimpfung haftet der 
Staat gemäß §§ 60, 61 IfSG. 
Steht die Haftung dem Grun-
de nach fest, so kann der Ge-
schädigte Anspruch haben auf

	> Zahlung einer Grundrente,
	> Zahlung einer Ausgleichs
rente sowie

	> Zahlung einer einmaligen 
Entschädigungssumme als 
Berufsschadensausgleich.

Die Haftung des Staates ist 
verschuldensunabhängig und 
unterliegt nicht der Verjäh-
rung. Die Haftung beruht auf 
dem Rechtsgedanken, dass die 
Impfung zum Wohl der Allge-
meinheit als Präventivmaß-
nahme aufgrund staatlicher 
Empfehlung erfolgte und eine 
Erkrankung als Impffolge daher 
als Sonderopfer zu werten ist.

Nun beginnt der Zeitraum für 
die Zweitimpfung der mit As-
traZeneca Erstgeimpften sei-
tens der Bundespolizei. Die 
Zweitimpfung findet in der Zeit 
frühestens neun bis spätestens 
zwölf Wochen statt. Das be-
trifft sowohl die sogenannten 
Kreuzimpfungen (erste Imp-
fung AstraZeneca, zweite Imp-
fung mRNA-Impfstoff) als auch 

	< Dirk-Ulrich Lauer, stellver
tretender Bundesvorsitzender
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eine nach erweiterter ärztlicher 
Aufklärung mögliche Zweit-
impfung mit AstraZeneca.

	< Abgeschlossene Impfserie

Eine abgeschlossene Impfserie 
liegt dann vor, wenn bereits mit 
AstraZeneca erstgeimpft wur-
den und als Zweitimpfung der 
Impfstoff von BioNTech/Pfizer 
oder Moderna geimpft wurde. 
Der Nachweis darüber erfolgt 
nach aktuellem Sachstand und 
Bewertung durch das Robert 
Koch-Institut über den Eintrag 
im Impfausweis oder das Ersatz-
dokument in Verbindung mit 
einem Personalausweis. Eine 
digitale Version des Impfpasses 
der EU soll Mitte 2021 die Nach-
weisführung vereinfachen.

	< Digitaler Impfpass in 
Deutschland

Der geplante digitale Impfnach-
weis in Deutschland soll nicht 
nur als Beleg für einen vollstän
digen Impfschutz dienen, son-
dern auch negative Ergebnisse 
anzeigen können. Außerdem soll 
die Smartphone-App, die unter 
dem Namen „CovPass“ an den 
Start gehen soll, auch für Gene-
sene zum Nachweis einer über-
standenen Coronaerkrankung 
dienen. Das Projekt liegt nach 
unseren Informationen zeitlich 

im Plan. „CovPass“ soll demnach 
noch vor den Sommerferien zur 
Verfügung stehen. 

„CovPass“ soll den Betroffenen 
die Möglichkeit geben, schnell 
und fälschungssicher nachzu-
weisen, dass sie geimpft und 
genesen sind. Der Nachweis soll 
aber auch über andere Apps an-
gezeigt werden können, unter 
anderem durch die Corona-
Warn-App des Bundes, die be-
reits 27,5 Millionen Mal herun-
tergeladen wurde. Hier soll ein 
künftiges Update für eine ent-
sprechende Erweiterung sorgen.

Wer bereits vor dem Start des 
„CovPass“ in einem Impfzen
trum vollständig geimpft wurde, 
soll den QR-Code mit den für 
den Nachweis wichtigen Infor-
mationen per Post zugesendet 
bekommen. Die entsprechende 
Regelung soll über eine Ände-
rung des Infektionsschutzgeset-
zes erfolgen. Informationen 
über eine Regelung innerhalb 
der in der Bundespolizei Ge-
impften liegen uns noch nicht 
vor.

	< Genesene erhalten nur 
eine Impfung =  
Vollständige Impfserie

Die Genesenen einer COVID-
19-Erkrankung erhalten nach 

einer Wartefrist von mindes-
tens sechs Monaten nur eine 
Impfung. Sie gelten damit als 
vollständig immunisiert. 
Auch hierfür haben sich die 
STIKO und das Robert Koch-
Institut ausgesprochen. Soll-
te sich jemand nach der ers-
ten Impfung mit COVID-19 
infizieren, so erhält dieser 
nach einer Wartefrist von 
mindestens sechs Monaten 
eine zweite Impfung.

	< Wann endet das Impfen 
bei der Bundespolizei?

Nach Aussage der Verant-
wortlichen ist beabsichtigt, 
nach dem 30. Juni 2021 keine 

Erstimpfungen mehr durch-
zuführen. Wer sich noch 
impfen lassen möchte, kann 
sich noch über die Aktion 
#wirimpfen (dienstlich) an-
melden.

Wir möchten allen unseren 
Dank aussprechen, die dafür 
gesorgt haben, dass das Imp-
fen innerhalb der Bundespo-
lizei so zügig über die Bühne 
gegangen ist. Wir sind davon 
überzeugt, dass es noch 
schneller gegangen wäre, 
wenn die Diskussion über 
den Impfstoff AstraZeneca 
nicht zwischenzeitlich für 
den Tritt auf die Bremse ge-
sorgt hätte.�
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Das Ende einer Ära: GPPT ist beendet
	>German Police Project Team (GPPT): Einsatz in Afghanistan

2002 wurde das Projekt in Ka-
bul eingerichtet. Ziel war es, 
einen Beitrag zu einer rechts-
staatlichen und professionel-
len Polizei in Afghanistan zu 
leisten. Eine Polizei aufzubau-
en, die der Bevölkerung dient, 
sie schützt und sich den Men-
schenrechten verpflichtet 
fühlt.

Standorte waren Kabul, Masar-
e-Sharif, Kunduz und Feyzabad, 
eingesetzt waren bis zu 200 
Polizistinnen und Polizisten, 
die den Aufbau der afghani-
schen Polizei durch Beratung, 
Mentoring und Fortbildung  
begleiteten.

Schwerpunkte des Engage-
ments waren das Innenminis-
terium, die nationale Polizei-
akademie in Kabul (ANPA), das 
Sergeant Training Center in 
Masar-e Sharif, die Kriminal
polizei und die afghanische 
Grenzpolizei. Es bestanden 
Flughafenpartnerschaften  
zwischen Bundespolizeidienst-
stellen und der afghanischen 
Grenzpolizei an den Flughäfen 
in Kabul und Masar-e Sharif 
sowie eine Partnerschaft der 
Bundespolizeiakademie in Lü-
beck mit der ANPA in Kabul.

	< Deutschland konzentrierte 
sich auf folgende Aufgaben

Schaffung nachhaltiger Aus-
bildungskapazitäten:

	> Bau von Trainingszentren 
und Akademien

	> Ausbildung und Mentoring 
afghanischer Polizeitrainer

	> Mentoring der nationalen und 
lokalen Ausbildungsleitung

	> Ausarbeitung landesweit 
einheitlicher Lehrpläne

	> Ausbildung des technischen 
Personals der Trainingsein-
richtungen 

	> Verbesserung der Infra-
struktur der afghanischen 
Polizei (Polizeihauptquartie-
re, Polizeiwachen und Kon
trollstationen)

	> Beiträge zu angemessener 
und transparenter Bezah-

lung für afghanische Polizis-
ten

	> Programme zur Grundbil-
dung und Alphabetisierung 
für afghanische Polizisten

	< Im Rahmen von EUPOL 
kam dazu

	> Ausbildung des Führungsper-
sonals der afghanischen Polizei

	> Weiterentwicklung der Füh-
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rungsstrukturen der Krimi-
nalpolizei

	> Verbesserung der Zusam-
menarbeit von Polizei und 
Staatsanwaltschaft 

	> Professionalisierung
	> Bürgernähe
	> Korruptionsbekämpfung

	< Ausgangslage  
in Afghanistan

Nach dem Sturz des Taliban-
Regimes im Jahr 2001 erreich-
te die politische, wirtschaft
liche und soziale Lage in 
Afghanistan einen Tiefpunkt. 
Nach über zwanzig Jahren 
Krieg und Bürgerkrieg waren 
alle staatlichen Strukturen na-
hezu vollständig zerstört. Dies 
galt auch für die Polizei, deren 
Personal zu jenem Zeitpunkt 
viel zu gering und weitestge-
hend ohne jede Ausbildung 
war. Diese Lücke schlossen in 
vielen Landesteilen lokale 
Machthaber, die mit der Auf-
stellung eigener Milizen ihren 
angestammten Machtbereich 
sicherten.

Daher war die dringlichste 
Aufgabe zu Beginn, eine aus-
reichende Anzahl von Polizei-
stellen zu schaffen und diese 

Polizisten auch auszubilden. 
Gleichzeitig mussten die not-
wendigen Institutionen 
wieder aufgebaut 
und professio-
nalisiert wer-
den. Vor 
diesem 
Hinter-
grund 
begann 
das inter-
nationale 
Engage-
ment zum 
Wiederaufbau 
der Polizei be-
reits Anfang 2002.

Zunächst übernahm Deutsch-
land auf Bitten der Vereinten 
Nationen und der afghani-
schen Übergangsregierung 
hierbei die Führungsverant-
wortung und gründete eine 
bilaterale Polizeimission. Die-
se wurde im Laufe der Zeit  
ergänzt durch weitere bilate-
rale und multilaterale Enga-
gements. Die wichtigsten Ak-
teure im Polizeiaufbau waren 
das bilaterale deutsche Pro-
jekt GPPT (German Police Pro-
ject Team, seit 2002), die eu-
ropäische Polizeimission 
EUPOL Afghanistan (seit 

2007) und die NATO Trai-
ningsmission (NTM-A, seit 

2009).

Es wurden mit-
hilfe der inter-

nationalen 
Gemein-
schaft 
zahlreiche 
Polizisten 
und Trai-

ner ausge-
bildet, Aus-

bildungsein-
richtungen 

wieder in Betrieb 
genommen und neu 

erbaut, wichtige Infrastruktur 
wie etwa Polizeistationen wie-
der errichtet, die Zahlung von 
Polizeigehältern sichergestellt 
und wichtige Reformen der Po-
lizeistrukturen erfolgreich um-
gesetzt.

	< Hintergründe der  
Beendigung des GPPT

Deutschland zieht seine Poli-
zeikräfte mit Ablauf April 
2021 aus Afghanistan ab. Aus-
löser ist der verkündete Rück-
zug des Militärs der USA bis 
zum 11. September 2021 aus 
dem Land. Daraufhin hat die 

Nato den kompletten Trup-
penabzug ebenfalls verkün-
det. Der Militäreinsatz ist da-
mit auch für die Bundeswehr 
nach fast 20 Jahren beendet.

Die Sicherheitslage wird mit 
diesem Abzug nicht einfacher 
und das Bundesministerium 
des Innern, Bauen und Heimat 
hat für das Engagement in Af-
ghanistan ebenfalls konse-
quent gehandelt und beendete 
am 30. April 2021 das bilatera-
le Projekt GPPT. Der Schutz der 
Kolleginnen und Kollegen vor 
Ort kann nicht mehr uneinge-
schränkt sichergestellt werden 
und somit ist dieser Schritt 
nachvollziehbar.�

	< Dirk-Ulrich Lauer, stellver
tretender Bundesvorsitzender
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Bezirksverband Berlin/Brandenburg

Einsatzbetreuung am 1. Mai 2021 in Berlin
1. Mai in Berlin, auch 2021 
führte der Einsatz viele Polizei­
kräfte in die Hauptstadt. Eh­
rensache, dass auch die DPolG 
Bundespolizeigewerkschaft 
wieder vor Ort an eurer Seite 
war! Mit zwei Teams waren der 
BV Berlin/Brandenburg in ganz 
Berlin unterwegs, um mög­
lichst viele Kolleginnen und 
Kollegen im Einsatzraum zu 
versorgen. Axel Bonitz, der 

Vorsitzende des Bezirksverban­
des Berlin/Brandenburg, und 
seine Stellvertreterin und 1. 
stellvertretende Bundesvorsit­
zende Anja Ducklauß-Nitschke 
ließen es sich nicht nehmen, 
ebenfalls bei der Einsatzbe­
treuung die Teams zu verstär­
ken. Es konnten viele gute Ge­
spräche geführt werden und 
dadurch die Probleme direkt an 
der Basis besprochen werden.

Am Tag nach den Demonstratio­
nen zum 1. Mai 2021 in Berlin 
wurde vom Innensenator eine 
gemischte Bilanz gezogen. Sei­
nen Angaben zufolge wurden 
im Laufe des 1. Mai mindestens 
93 Polizeikräfte bei Einsätzen 
verletzt, 354 Personen wurden 
festgenommen. Es gab eine gro­
ße Zahl an friedlichen Demonst­
rationen in der Hauptstadt, aber 
leider auch eine erhebliche Zahl 

an Ausschreitungen gewaltsu­
chender Demonstranten. Im Ein­
satz waren circa 5 600 Kollegin­
nen und Kollegen aus mehreren 
Bundesländern und der Bundes­
polizei. Gewalt ist und bleibt in­
akzeptabel, wir denken an die 
verletzten Kolleginnen und Kol­
legen und an deren Familien.

Allen Kräften wollen wir DAN­
KE sagen für ihren Einsatz.�
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Anerkennung vorheriger Beschäftigungszeiten 
beim Krankengeldzuschuss und Jubiläumsgeld 
Mit Urteil des Bundesarbeitsge-
richts vom 19. November 2020 
(6 AZR 417/19) wurde entschie-
den, dass nach dem Tarifvertrag 
für den öffentlichen Dienst 
(TVöD) ein Anspruch auf Aner-
kennung von Beschäftigungs-
zeiten im Sinne von § 34 Abs. 3 

Satz 3 und 4 TVöD nur auf Be-
schäftigungszeiten beim unmit-
telbar vorherigen Arbeitgeber 
besteht und sich der Anspruch 
aber nicht auf Beschäftigungs-
zeiten bei weiteren früheren  
öffentlichen Arbeitgebern er-
streckt. Mit Rundschreiben vom 

12. Mai 2021 erklärt das BMI, 
dass alle vorherigen Beschäfti-
gungszeiten bei der Berechnung 
der Dauer des Krankengeldzu-
schusses und des Jubiläumsgel-
des ebenfalls anerkannt werden 
können, wenn Beschäftigte zwi-
schen Arbeitgebern wechseln, 

die vom TVöD Bund und Kom-
munen erfasst werden oder von 
einem anderen öffentlich-recht-
lichen Arbeitgeber wechseln. 

Quelle: BMI Rundschreiben 05-
31001/20#2 vom 12. Mai 2021
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< 	 Gedenktafel 

In den letzten Monaten verstarben unsere Mitglieder
Udo Hansel	 geb. 20.07.1955	 verst. 01.01.2021	 Sen. BE/BB
Karl Ball	 geb. 26.11.1932	 verst. 10.04.2021	 Sen. RP/HE/SL
Dr. Manfred Weichert	 geb. 07.05.1934	 verst. 19.04.2021	 Sen. SN/ST/TH
Horst Cramer	 geb. 02.04.1932	 verst. 30.04.2021	 Sen. SN/ST/TH

Wir werden ihr Andenken in Ehren halten.

Bezirksverband SH/MV

Heike Jordt geht in Rente
Unsere sehr geschätzte gute 
Seele der KB HRO am Dienstort 
Flensburg, Heike Jordt, hatte 
am Freitag den 30. April 2021 
ihren vorletzten Präsenztag, 
bevor sie am 31. Mai 2021 in 
den wohlverdienten Ruhe-
stand geht ...

Leider sorgten die pandemie-
bedingten Umstände dafür, 
dass Heike nicht der Ausstand 
geboten werden konnte, den 
sie verdient hätte. Im Namen 
des OV-Vorsitzenden der BPOLI 
Flensburg ließ es sich der Be-
zirksverbandsvorsitzende SH/

MV der DPolG, Kai Dittelbach, 
nicht nehmen, Heike zu verab-
schieden.

Da Heike über Jahre hinweg für 
den OV Flensburg als „kleines 
Bindeglied“ zu den Mitgliedern 
der KB fungierte, überbrachte 
Kai ebenfalls Glückwünsche 
und bedankte sich mit einem 
Präsentkorb.

Wir wünschen Heike alles 
Gute, vor allem Gesundheit 
und eine lange Dauer des nun-
mehr beginnenden neuen Le-
bensabschnitts.�
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Bezirksverband Bayern

Verabschiedung Helmut Werner in 
den Ruhestand
Unser Helmut Werner wurde 
am 31. März 2021 durch den 
BV Bayern der DPolG Bundes-
polizeigewerkschaft in den 
wohlverdienten Ruhestand 
verabschiedet.

Nach sagenhaften 46,5 Jah-
ren im öffentlichen Dienst in 
vielen Dienststellen und Be-
hörden, diversen Tätigkeiten 
und Funktionen war unser 
Heli immer ein guter Kame-

rad, Ansprechpartner und 
Freund.

Seit 1982 war Heli ein fester 
Bestandteil der Bahnpolizei am 
Münchner Hauptbahnhof und 
seit 2016 im Stab der Bundes-
polizeidirektion München ein-
gesetzt. 

2018 übernahm Heli dann ei-
nen nicht unerheblichen Anteil 
beim Örtlichen Personalrat der 
Bundespolizeidirektion Mün-
chen und war ein wichtiger Teil 
der Personalvertretung in Frei-
stellung.

Zeitgleich wurde durch ihn  
der Vorsitz des Ortsverbandes 
München der DPolG Bundes

polizeigewerkschaft übernom-
men, den er voll Freude und 
Enthusiasmus ausgefüllt hat 
und den allgemeinen positiven 
Trend der DPolG mitgestaltet 
und unterstützt hat.

Am 31. März 2021 fand auf-
grund der aktuellen Situation 
in kleiner Runde eine Verab-
schiedung mit einer Ehrung 
durch Herbert Kellner, 1. stell-
vertretender Vorsitzender des 
BV Bayern der DPolG Bundes-
polizeigewerkschaft, und Wer-
ner Heide vom Ortsverband 
München statt.

Der Bezirksverband Bayern 
der DPolG Bundespolizeige-
werkschaft möchte sich 
nochmals mit einem herzli-
chen DANKESCHÖN bedan-
ken und wünscht für den 
nächsten Lebensabschnitt  
alles, alles Gute mit Glück, 
Zufriedenheit und vor allem 
Gesundheit.�©
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